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Anbotsunterlagen

für die Erbringung von Beratungs- und Unterstützungsleistungen im Zusammenhang mit der Abwicklung des Interreg Projektes SKAT Bridges for Birth - B4B (B204)
Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung gemäß § 41a BVergG 2006.

Die vorliegenden Anbotsunterlagen sind ein schreibgeschütztes MS Office-Word-Dokument.

Die Punkte 10., 11., 12., 13., 14. und 15., in denen der Bieter jeweils Einfügungen vorzunehmen hat, sind als Formular definiert; die Einfügungen können mit MS Office-Word unmittelbar im Dokument vorgenommen werden.

Zu beachten ist aber, dass die rechtsverbindliche Fertigung in Punkt 16. jedenfalls eigenhändig und/oder firmenmäßig erfolgen muss.
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1. Allgemeines
1.1. Auftraggeber

Auftraggeber ist die Niederösterreichische Gesundheits- und SozialfondsNÖGUS, Stattersdorfer Hauptstraße 6/C, 3100 St. Pölten.
1.2. Vergebende Stelle

Gerscha RechtsanwaltsGmbH, Tuchlauben 8, 1010 Wien.
1.3. Hintergrund und Leistungen

Das Interreg Projekt SKAT Bridges for Birth - B4B (Referenzzahl: B204) wird vom Gesundheitsministerium der Slowakischen Republik als Leadpartner sowie dem NÖGUS im Zeitraum von 01. (ersten) Juni 2018 (zweitausendachtzehn) – 31. (einunddreißigsten) Oktober 2020 (zweitausendzwanzig) umgesetzt.

Die Grenzregion rund um Bratislava ist von einem besonders starken Bevölkerungswachstum geprägt. Dies verlangt auch eine gut funktionierende grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung. Aufgrund der mangelnden Kooperation der zwei Länder in diesem Bereich kommt es jedoch zu Ungleichheiten im Zugang zu wohnortnahen Gesundheitsdienstleistungen. Dies hat sich in den letzten Jahren vor allem bei der Versorgung von neonatologischen Notfällen bemerkbar gemacht. Da derzeit keine grenzüberschreitenden Rettungsfahrten möglich sind, müssen Neugeborene im Notfall vom Landesklinikum Hainburg - das über keine Kinderabteilung verfügt - in das 74km (vierundsiebzig Kilometer) entfernte Landesklinikum Mistelbach überstellt werden, obwohl auf slowakischer Seite das Kinderuniversitätsklinikum Bratislava nur 16km (sechzehn Kilometer) entfernt liegt. 
Mit dem Projekt „Bridges for Birth“ wird erstmals der Versuch gemacht, langfristig eine nachhaltige grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung im österreichisch-slowakischen Grenzraum zu etablieren. Neben dem Ausbau der Krankenhauskooperation über die Grenze hinweg, durch den in Zukunft neonatologische Notfälle aus dem LK Hainburg ins nahegelegene Kinderuniversitätsklinikum Bratislava transportiert werden können, werden auch zukünftige Kooperationspotentiale eingeschätzt und grundlegende Rahmenbedingungen für die Umsetzung einer grenzüberschreitenden Patientenversorgung geschaffen. Dadurch können die Leistungen der Gesundheitssysteme mit den Bedürfnissen der lokalen Bevölkerung in Einklang gebracht werden, wodurch sich die Lebensqualität nachhaltig verbessert.

1.4. Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlagen des Verfahrens sind das Bundesvergabegesetz 2006 – BVergG 2006, StF: BGBl. Nr. 17/2006, idgF, sowie das Niederösterreichische Vergabe-Nachprüfungsgesetz, NÖ LGBl. Nr. 7200-3.
1.5. Verfahrensart

Auftragsgegenstand ist eine geistige Dienstleistung im Sinne des § 2 Z 16 BVergG 2006, der Auftrag wird im Wege einer Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung § 41a leg. cit. vergeben.

1.6. Auftragswert

Nach den internen Kostenschätzungen des Auftraggebers wird der Schwellenwert von EUR 130.000,00 (Euro einhundertdreißigtausend) nicht erreicht.

1.7. Anbotsunterlagen

In den Anbotsunterlagen sind die Bieterlücken auszufüllen, die Anbotsunterlagen sind rechtsverbindlich zu unterfertigen.

1.8. Teilanbote
Teilanbote sind unzulässig.

1.9. Vertragsdauer 
Mit der Leistungserbringung ist ab Zuschlagserteilung zu Beginnen, die Leistungserbringung hat bis 31. (einunddreißigsten) Oktober 2020 (zweitausendzwanzig) zu erfolgen, nach diesem Zeitpunkt kann es noch erforderlich sein die Nachbereitung des Projektes zu betreuen.
1.10. Vorbehalt

Die gegenständliche Ausschreibung und die Auftragsvergabe stehen unter dem Vorbehalt der endgültigen Projektgenehmigung durch die zuständigen Stellen der Europäischen Union.

2. Auftragsgegenstand

Auftragsgegenstand ist die Begleitung und Unterstützung des NÖGUS im Zuge der Erfüllung der Aufgabe, die NÖGUS als Projektpartner übertragenen wurden. Es soll eine reibungslose und den Programmvorschriften entsprechende Projektumsetzung gewährleistet sein.
Zu erbringen sind insbesondere folgende Leistungen:

2.1. AP1: Management 
2.1.1. Projektmanagement
Zu Projektbeginn soll ein halbtägiger Auftaktworkshop stattfinden, bei dem die Umsetzungsschritte im Detail geplant und die Zuständigkeiten der einzelnen Projektpartner geklärt werden. Die Ergebnisse des Workshops sollen in einem Projekthandbuch (Durchführungsleitfaden) übersichtlich dargestellt werden. Dies soll den Partnern die Durchführung des Projektes und der Abrechnungen erleichtern. Die vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen umfassen:
· die Betreuung des Auftaktworkshops inklusive Moderation, Vor- und Nachbereitung, Protokollerstellung (die Dolmetsch- und Übersetzungskosten werden vom Auftraggeber getragen),

· die Ausarbeitung des Projekthandbuchs inklusive Darstellung der zu erreichenden Ziele je nach Periode, Fristen, Zuständigkeiten und des Umsetzungsablaufs (die Übersetzung ins Tschechische wird vom Auftraggeber sichergestellt)
Um sich regelmäßig auszutauschen und die nächsten Umsetzungsschritte gemeinsam zu planen, treffen sich die Projektpartner mindestens viermal im Jahr im Rahmen von sogenannten Projektpartnertreffen. Die vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen umfassen:
· Teilnahme an 3 (drei) Partnertreffen die von Slowakischen Partner organisiert werden,

· Organisation und Dokumentation von mindestens 5 (fünf) Partnertreffen inklusive Moderation, Vor- und Nachbereitung.
2.1.2. Projektdokumentation und Administration

Unterstützung des Auftraggebers bei der Projektabrechnung durch die Erbringung folgender Leistungen: 
· Interreg-konforme Berichtslegung:
· Berichtslegung auf Partnerebene: Erstellung von 3 (drei) Fortschrittsberichten auf Partnerebene;

· Aufbereitung der Dokumente für die Berichtslegung bzw. Abrechnung;

· Beratung bei Fragen zur Förderfähigkeit,

· Beratung bei der Beantwortung von Fragen der FLC zu den Partnerberichten.

2.1.3. Allgemeine Projektunterstützung und Monitoring 

· Unterstützung des Auftraggebers bei der Kommunikation und Zusammenarbeit mit den Programmbehörden (First Level Control, Gemeinsames Sekretariat, Verwaltungsbehörde). Teilnahme an gemeinsamen Terminen.

· Sicherstellung einer reibungslosen Projektabwicklung auf Partnerebene durch laufende Überwachung des Zeit- und Budgetplans und der Projektaktivitäten die den Auftraggeber betreffen. Besonderes Augenmerk wird auf die Erreichung der Gesamtprojektziele hinsichtlich der Förderfähigkeit und Publizitätsvorschriften gelegt.

· Unterstützung des Auftraggebers bei der Erstellung von möglichen Änderungsanträgen im Laufe des Projektes.

2.2. AP2: Kommunikation

· Unterstützung des Auftraggebers bei der Organisation einer Abschlussveranstaltung, inklusive Moderation, Vor- und Nachbereitung.

2.3. AP3: Potentiale für eine zukünftige grenzüberschreitende Patientenversorgung

Ausarbeitung einer Kooperationsagenda 2020: Darstellung des Gesundheitswesens im Grenzraum als Basis für weitere Handlungsleitfäden, Kooperationspotenziale für die zukünftige grenzüberschreitende Zusammenarbeit.
· Organisation eines Kick-off Workshops mit den relevanten Stellen in NÖ und SK.
· Erstellung einer Diskussionsvorlage.
· Vertiefende Ausarbeitung einer Kooperationsagenda 2020.
· Organisation von Krankenhausbesuchen in der Grenzregion, um die praktischen Möglichkeiten der Kooperation zu erheben.
· Erarbeitung der Kooperationspotenziale in 2-3 unterschiedlichen Schwerpunkten und Diskussion dieser Potenziale.

· Finalisierung der Kooperationsagenda 2020.
· Erarbeitung einer Roadmap zur Umsetzung.
2.4. AP4: Rettungskooperation
Unterstützung bei der Koordination und Organisation der zur Umsetzung notwendigen Workshops und Abstimmungstreffen.

· Unterstützung bei der Vorbereitung und Durchführung von Workshops zur Klärung und Lösung rechtlicher und technischer Fragestellungen sowie Verrechnungsmechanismen für den grenzüberschreitenden Rettungstransport von neonatologischen Patienten.

· Unterstützung bei der Einrichtung einer internen Expertengruppe, welche auch Vorschläge für notwendige Änderungen in der Gesetzgebung macht.
2.5. AP5: Krankenhauskooperation im Bereich Neonatologie

Koordination und Organisation der zur Umsetzung notwendigen Workshops und Abstimmungstreffen.

· Mitarbeit bei der Abklärung aller erforderlichen rechtlichen und prozessualen Schritte zur grenzüberschreitenden Patientenbehandlung im Bereich Neonatologie im Rahmen von mind. 3 Workshops.

· Mitarbeit bei der Erarbeitung eines Handlungsleitfadens zur grenzüberschreitenden Patientenversorgung am Beispiel der Neonatologie.

· Evaluierung der Krankenhauskooperation zu Projektende.
Auftragsgegenstand sind weiters sämtliche Leistungen, die zur Erbringung des Auftrages erforderlich sind, unabhängig davon, ob sie in diesen Anbotsunterlagen expressis verbis aufgezählt sind oder nicht

2.6. Leistungserbringung

Das Konzept der Leistungserbringung ist in Punkt 15. als Rohkonzept darzustellen, im Falle der Beauftragung ist, in Abstimmung mit dem Auftraggeber, ein Feinkonzept zu erstellen.

Der Bieter hat bei der Anbotserstellung insbesondere folgende Unterlagen zu beachten:
· Anlage 2.6.1.: INTERREG V-A Antrag Bridges for Birth – B4B;
· Anlage 2.6.1.: Protokolle der Projektausarbeitung.
Diese Unterlagen sind integrierender Bestandteil der Anbotsunterlagen und werden interessierten Bietern über Anfrage per E-Mail übermittelt.

Nettotagsatz

Der Bieter hat einen Mischtagsatz, gemäß den Festlegungen in Punkt 3.4., in weiter Folge Nettotagsatz zu kalkulieren und an zu bieten, ebenso die Höchstanzahl der zur Abrechnung gelangenden Nettotagsätze, woraus sich das Nettohöchsthonorar ergibt.

3. Pflichten des Bieters

3.1. Sorgfalt

Der Bieter hat sein Anbot vollständig und mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns zu erstellen.

3.2. Kosten der Anbotserstellung

Der Bieter hat das Anbot kostenlos zu erstellen. Durch die bloße Entgegennahme des Anbotes erwachsen keine wie immer gearteten Verpflichtungen für den Auftraggeber.

3.3. Ausfüllen der Anbotsunterlagen

Die vorliegenden Anbotsunterlagen wurden als MS Office Word-Dokument, welches schreibgeschützt ist, erstellt. Der Bieter hat die Bieterlücken mit MS Office Word auszufüllen. Allfällige handschriftliche Eintragungen sind in dunkler, kopierfähiger Farbe vorzunehmen.

3.4. Kalkulationshinweise

3.4.1. Die Sprache der Leistungserbringung ist ausschließlich Deutsch. Soweit eine direkte Kommunikation mit den Partner aus der Slowakei notwendig ist, wird auftraggeberseitig ein Dolmetscher beigestellt. 
3.4.2. Der Bieter hat einen Nettotagsatz zu kalkulieren und anzubieten, der zur Verrechnung gelangt, unabhängig davon welche Leistungen gemäß Punkt 2.2. und/oder des Konzeptes erbracht werden. Die Berechnung und die Kalkulation des angebotenen Nettotagsatzes hat aufgrund eines Mischstundensatzes zu erfolgen, welchen der Bieter, beruhend auf seinen Erfahrungswerten, den Stundensätzen und dem durchschnittlichen prozentuellen Einsatz der einzelnen Mitarbeiter kalkuliert.

3.4.3. Weiters sind sämtliche zur Leistungserbringung erforderlichen Materialien, Hilfsmittel, technische Ausstattungen etc. in den Nettotagsatz einzukalkulieren.

3.4.4. Spesen der Mitarbeiter des Bieters wie zum Beispiel Fahrtkosten, Nächtigungskosten, Tagesdiäten, Fahrtkostenpauschalen, Fahrtzeit, Backoffice- und Präsentationskosten, Vervielfältigungen etc. sind grundsätzlich in den Nettotagsatz einzukalkulieren, es sei denn, dass der Auftraggeber im Einzelfall etwas anderes festlegt.

3.4.5. Sollten im Zuge der Abwicklung Barauslagen durch Sonderwünsche des Auftraggebers entstehen, so sind diese Barauslagen, ohne jeden Zuschlag, Verwaltungshonorar, etc., gesondert zu vergüten, falls der Auftraggeber auf das Entstehen hingewiesen wurde, diesen schriftlich zugestimmt und freigegeben hat.

3.4.6. Räumlichkeiten, Infrastruktur, etc. sind in den Nettotagsatz einzukalkulieren, der Auftraggeber wird weder Räumlichkeiten, noch Infrastruktur, ausgenommen Besprechungen und Arbeitssitzungen, die beim Auftraggeber stattfinden, zur Verfügung stellen.

3.4.7. Über Verlangen des Auftraggebers ist eine Kalkulation, samt Kalkulationsgrundlagen, vorzulegen.

3.4.8. Mehr- oder Minderleistungen im Rahmen der Auftragserbringung sind zu dem angebotenen Nettotagsatz zu erbringen, unabhängig davon, wie groß die Unter- oder Überschreitung des ursprünglichen Auftragsvolumens im Einzelfall sein mag, keinesfalls kann jedoch mehr abgerechnet werden als das Nettohöchsthonorar gemäß Punkt 12.3.

3.4.9. Für den Fall, dass der Auftraggeber nach vollständiger Auftragserbringung noch Informationen im Zusammenhang mit den nachgefragten Leistungen benötigt, ist der Bieter verpflichtet, diese Informationen dem Auftraggeber unverzüglich zu erteilen. Der allfällige Mehraufwand ist einzukalkulieren.

3.4.10. Sämtliche Werknutzungsrechte an den Arbeitsergebnissen des gegenständlichen Auftrages stehen, ebenso wie sämtliche Urheberrechte – soweit rechtlich möglich – ausschließlich dem Auftraggeber zu. Dem Bieter bleibt es jedoch unbenommen, das (Prozess-)Know-how, welches im Zuge der Erbringung des gegenständlichen Auftrages verwendet oder aber erworben wurde, auch für andere Projekte und/oder Auftraggeber einzusetzen.

3.5. Widersprechende Erklärungen

Der Bieter hat sicherzustellen, dass er keine widersprechenden Erklärungen abgibt. Die Abgabe widersprechender Erklärungen kann die Ausscheidung des Anbotes zur Folge haben.

3.6. Bieterabsprachen

Es ist dem Bieter untersagt, mit anderen Bietern unzulässige und/oder gegen die Interessen des Auftraggebers gerichtete Wettbewerbsabsprachen zu treffen oder sich an solchen Absprachen zu beteiligen. Die Teilnahme an Wettbewerbsabsprachen führt zur sofortigen Ausscheidung der Anbote der betreffenden Bieter, die dem Auftraggeber solidarisch für sämtliche durch die Wettbewerbsabsprache verursachte Schäden haften und allfällige dadurch gewonnene Vorteile an den Auftraggeber herauszugeben haben.

3.7. Schutzgesetzwirkung, Irrtumsanfechtung

Der Bieter anerkennt, dass die Anbotsunterlagen und Vergabenormen eine Schutzwirkung zugunsten des Auftraggebers und des Mitbieters entfalten. Der Bieter anerkennt, dass ab Anbotsöffnung eine Irrtumsanfechtung nicht mehr rechtzeitig und somit ausgeschlossen ist.

3.8. Rechtswidrigkeit der Anbotsunterlagen

Hält der Bieter einzelne Bestimmungen in den Anbotsunterlagen oder einzelne Vorgehensweisen des Auftraggebers für rechtswidrig, unzumutbar oder unüblich, so hat der Bieter den Auftraggeber davon sofort, jedenfalls aber noch vor Einleitung eines Schlichtungs- oder Nachprüfungsverfahrens in Kenntnis zu setzen. Verletzt ein Bieter diese Warn-/Unterstützungs-pflicht, so hat er sämtliche Aufwendungen zu tragen, die dem Auftraggeber durch die verspätete Beschwerde entstanden sind. Diese Schadenersatzpflicht umfasst sowohl Kosten, die dem Auftraggeber durch seine rechtsfreundliche Vertretung etc. entstehen, als auch sämtliche Schäden, die aus einer allfälligen Verzögerung des Vergabeverfahrens, einem verspäteten Vertragsabschluss, einer Neudurchführung des gegenständlichen Verfahrens etc. entstehen.

3.9. Schadenersatzansprüche des Bieters

Der Bieter stimmt mit Unterfertigung der vorliegenden Anbotsunterlagen ausdrücklich zu, dass er einen ihm allenfalls wegen rechtswidriger, unzumutbarer oder unüblicher Bestimmungen und/oder Verhaltensweisen des Auftraggebers zustehenden Schadenersatzanspruch ebenso wie sämtliche ihm darüber hinaus allenfalls zustehenden Rechte nur dann geltend machen kann, wenn der Auftraggeber grob fahrlässig oder vorsätzlich gehandelt hat und vom Bieter in Entsprechung der Subpunkte 3.7. und 3.8. dargestellten Warn- und Unterstützungspflicht explizit darauf hingewiesen wurde.

4. Bietergemeinschaften

Die Bieter einer Bietergemeinschaft erklären mit Unterfertigung der Anbotsunterlagen ausdrücklich und rechtsverbindlich, dass sie die mit der vorliegenden Ausschreibung zu vergebende Leistung als Arbeitsgemeinschaft erbringen und insbesondere solidarisch für die Erbringung haften werden. Sämtliche Mitglieder einer Bietergemeinschaft sind in Punkt 10.1. anzuführen, die Erklärung der Bietergemeinschaft ist in Punkt 10.2. enthalten und wird mit Unterfertigung der Anbotsunterlagen rechtswirksam.

Bietergemeinschaften haben – bei sonstiger Ausscheidung des Anbotes – einen Handlungs- und Zustellbevollmächtigten in Punkt 10.2. zu benennen. 

5. Subunternehmer

Beabsichtigt ein Bieter Leistungsteile durch einen Subunternehmer erbringen zu lassen, so hat das Anbot die genaue Bezeichnung der Leistungsteile, die an einen Subunternehmer vergeben werden sollen ebenso zu enthalten, wie die genaue Bezeichnung des Subunternehmers.

Subunternehmer und Leistungsteil sind im Punkt 11.1. anzuführen. 

Dem Bieter steht es frei, Subunternehmer zum (teilweisen) Nachweis der eigenen Befugnis und/oder Leistungsfähigkeit heranzuziehen. Der Subunternehmer und die jeweils substituierte Befugnis und/oder Leistungsfähigkeit ist in Punkt 11.3. zu bezeichnen, die Solidarhaftungserklärung gemäß Punkt 11.3. ist durch Mitunterfertigung der Anbotsunterlagen durch den Subunternehmer in Punkt 16. abzugeben. 

Die gänzliche Weitergabe des gegenständlichen Auftrages an einen oder mehrere Subunternehmer ist ausgeschlossen.

Der Wechsel eines Subunternehmers nach Auftragserteilung ist nur mit ausdrücklicher, schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers möglich. Erteilt der Auftraggeber seine Zustimmung, ist über dessen Verlangen binnen 7 (sieben) Tagen die erforderliche Befugnis, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit des Subunternehmers nachzuweisen.

6. Verfahrensablauf und Termine

6.1. Allgemeines

Die vorliegende Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung gemäß § 41a BVergG 2006 wurde am 02. (zweiten) August 2018 (zweitausendachtzehn) bekanntgemacht und stand ab diesem Zeitpunkt jedermann unter der Internetadresse 

https://www.noegus.at/publikationen/
vollständig zum Download zur Verfügung.

Die Anbotsfirst endet am 24. (vierundzwanzigsten) August 2018 (zweitausendachtzehn), 12:00 (zwölf Uhr).

Der Bieter ist an sein Anbot 3 (drei) Monate ab dem Ende der Anbotsfrist gebunden.

6.2. Bieteranfragen

Bieteranfragen sind bis längstens 17. (siebzehnten) August 2018 (zweitausendachtzehn), 12:00 (zwölf Uhr) ausschließlich über die E-Mail Adresse
office@argelaw.com
zu stellen. Fragen werden schriftlich, per E-Mail, beantwortet.
6.3. Anbot
Die vorliegenden Anbotsunterlagen sind rechtsverbindlich zu unterfertigen und unter Anschluss der erforderlichen Erklärungen, Nachweise und sonstigen vorzulegenden Unterlagen vollständig abzugeben. Die Anbotsunterlagen sind in einem verschlossenen Kuvert/Paket mit der gut sichtbaren Aufschrift „Erbringung von Beratungs- und Unterstützungsleistungen im Zusammenhang mit der Abwicklung des Projektes SKAT Bridges für Birth - B4B“, „NICHT ÖFFNEN“ zu verschließen. Dieses Kuvert ist in einem weiteren Kuvert/Paket zu verpacken, welches an die Gerscha RechtsanwaltsGmbH, Tuchlauben 8, 1010 Wien, zu senden oder dort abzugeben ist. Dieses Kuvert ist mit einem Absender zu versehen. Das Anbot muss bis spätestens 24. (vierundzwanzigsten) August 2018 (zweitausendachtzehn), 12:00 (zwölf) Uhr bei der vergebenden Stelle einlangen. Das Risiko der Beschädigung des Kuverts/Pakets, mit welchem das Anbot übermittelt wird, trägt ebenso, wie das Risiko der Beschädigung der Anbotes selbst, der Bieter.
Verspätet eingelangte Anbote werden ungeöffnet an den Bieter retourniert.

Die Anbotslegung per E-Mail ist unzulässig.

6.4. Anbotsöffnung

Der Auftraggeber wird die Anbote bis zum Ablauf der Anbotsfrist sorgfältig verwahren und danach öffnen. Die Anbotsöffnung ist nicht öffentlich.

6.5. Weiteres Verfahren

Nach Öffnung und Prüfung der Anbote behält es sich der Auftraggeber vor, den Bietern die Möglichkeit einräumen, das Konzept gegenüber Vertretern des Auftraggebers vorzustellen und zu erläutern.
Im Zuge dieses Termins haben die für Projektleitung und Projektleitung Stellvertretung namhaft gemachten natürlichen Personen ebenfalls anwesend zu sein, da das Konzept von diesen verantwortlichen Personen zu erläutern ist.

Auf Verlangen der vergebenden Stelle hat der Bieter binnen 5 (fünf) Banktagen eine prüffähige und aufgeschlüsselte Kalkulation des angebotenen Nettotagsatzes, gemäß Punkt 3.4.7., beizubringen, widrigenfalls das Anbot nicht berücksichtigt wird.

Die Aufschlüsselung muss den (anteiligen) Personaleinsatz ebenso wie sämtliche sonstigen in den Nettotagsatz einkalkulierten Kosten enthalten.

6.6. Vergabe

Nach Abschluss der Prüfung der Anbote entscheidet der Auftraggeber darüber, ob der Auftrag vergeben wird, oder das Verfahren widerrufen wird. 

Der Auftraggeber behält sich den Widerruf vor, wenn keine geeigneten Anbote einlangen und/oder sich herausstellt, dass die beabsichtigte Direktvergabe mit vorheriger Bekanntmachung gemäß § 41a BVergG 2006 nicht möglich ist.

Für den Fall, dass die einlangenden Anbote nicht vergleichbar sind, behält es sich der Auftraggeber weiters vor, die Auswahlkriterien zu ändern, dies den Bietern mitzuteilen und die Bieter zur Abgabe von nachgebesserten und/oder adaptierten Anboten aufzufordern.

Die Bieter werden per E-Mail mit Zustellnachweis informiert, wenn der Auftraggeber 

· die Auswahlkriterien ändert und die Nachbesserung der Anbote verlangt;

· das vorliegende Vergabeverfahren widerruft, oder

· den Auftrag vergibt.

7. Allgemeine Kriterien

7.1. Erklärung des Bieters

Mit der Unterfertigung dieser Anbotsunterlagen erklärt der Bieter, dass

· die erforderliche Zuverlässigkeit zur Erbringung der gegenständlichen Leistung gegeben ist;

· insbesondere im Rahmen der beruflichen Tätigkeit des Bieters keine schweren Verfehlungen festgestellt wurden; 

· kein Insolvenzverfahren anhängig ist, noch ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Bieters mangels kostendeckendem Vermögens abgewiesen wurde, und

· das Erfordernis der straf- und arbeitsrechtlichen Unbescholtenheit vorliegt. 

7.2. Arbeits- und sozialrechtliche Vorschriften

Mit Unterfertigung der vorliegenden Anbotsunterlagen wird erklärt, dass der Bieter bei Durchführung des Auftrages die sich aus dem Übereinkommen Nr. 29, 87, 94, 95, 98, 100, 105, 111 und 138 der Internationalen Arbeitsorganisation (Bundesgesetzblatt 1950/228, 1952/20, 1954/39, 1958/81, 1961/86, 1973/111 und BGBl. III Nr. 200/2001, Nr. 41/2002 und Nr. 105/2004) ergebenen Verpflichtungen einhalten wird. Der Bieter erklärt ferner, dass er bei der Erstellung des Anbots für in Österreich durchzuführende Arbeiten die in Österreich geltenden arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften berücksichtigen wird und dass er sich verpflichtet, bei der Durchführung des Auftrages in Österreich diese Vorschriften einzuhalten. Er wird darauf hingewiesen, dass diese Vorschriften bei der für die Ausführung des Auftrages örtlich zuständigen Gliederung der gesetzlichen Interessensvertretung der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer zur Einsicht durch interessierte Bieter und Bewerber bereitgehalten werden.

7.3. Eigenerklärung gemäß § 70 BVergG 2006

Der Bieter erklärt weiters Folgendes:

7.3.1. Rechtspersönlichkeit

Der Bieter verfügt über eigene Rechtspersönlichkeit.

7.3.2. Berufsausübungsberechtigung

Der Bieter verfügt über die erforderliche Gewerbe- und/oder Berufsausübungsberechtigung, gegebenenfalls unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen des § 32 GewO 1994. Der Wortlaut der Berufsausübungsberechtigung ist in Punkt 10.1. einzufügen.

7.3.3. Finanzbehörde

Der Bieter hat keinerlei fällige Rückstände gegenüber den Finanzbehörden.

7.3.4. Sozialversicherungsanstalt

Der Bieter hat keinerlei fällige Rückstände gegenüber den Sozialversicherungsanstalten.
7.4. Erbringung der Eignungsnachweise

Der Auftraggeber behält es sich vor, den urkundlichen Nachweis der Eignungsnachweise zu verlangen.

Hat der Bieter seinen Sitz nicht in Österreich, so sind die erforderlichen Erklärungen, Bescheinigungen und Auszüge in Entsprechung der Rechtsordnung des Sitzstaates unter Anschluss einer beglaubigten Übersetzung beizubringen. 

Die Voraussetzungen müssen nur insoweit erfüllt werden, als dies mit dem Europäischen Gemeinschaftsrecht vereinbar ist.

Bieter aus dem EWR werden auf die §§ 373a ff GewO 1994 verwiesen. Es obliegt dem Bieter zu prüfen, ob eine Dienstleistungsanzeige zu erstatten, oder aber ein Verfahren gemäß § 373a Abs. 5 GewO 1994 durchzuführen ist. 
Die entsprechenden Nachweise dürfen nicht älter als 3 (drei) Monate sein. Im Falle der Anbotslegung durch eine Bietergemeinschaft sind die Nachweise für sämtliche Mitglieder der Bietergemeinschaft vollständig beizubringen. 

Der Bieter nimmt zur Kenntnis, dass die vergebende Stelle im Zuge der Anbotsprüfung verpflichtet ist, gemäß

· § 71 Abs. 2 BVergG 2006 bei der Wiener Gebietskrankenkasse als Kompetenzzentrum Lohn- und Sozialdumping Bekämpfung, und

· § 72 Abs. 1 BVergG 2006 beim Bundesministerium für Finanzen, Zentrale Verwaltungsstrafkartei

anzufragen, ob zu beachtende Verurteilungen vorliegen.

Der Bieter nimmt weiters zur Kenntnis, dass derartige Verurteilungen zur Ausscheidung des Anbots führen können.

Sollte der Bieter in die Liste der geeigneten Unternehmer des ANKÖ eingetragen sein, so ist im Punkt 11.1., im Falle einer Bietergemeinschaft in Punkt 11.2., der ANKÖ Firmencode anzugeben.

7.5. Projektleitung und Referenzprojekte

7.5.1. Projektleitung und Stellvertretung

Der Bieter hat die natürlichen Personen, welche die Projektleitung und die Stellvertretung der Projektleitung übernehmen werden, bekanntzugeben.

Der Bieter hat die Namen und die jeweiligen Positionen (Geschäftsführer, Prokurist, etc.) im Unternehmen des Bieters in Punkt 13. und Punkt 14. anzugeben.

Ein Wechsel der Projektleitung und/oder der Stellvertretung ist nur mit ausdrücklicher, vorheriger und schriftlicher Zustimmung des Auftraggebers zulässig.

7.5.2. Referenzprojekte

Als Referenzprojekte kommen Projekte in Betracht, deren Gegenstand Beratungsleistungen, die mit jenen unter Punkt 2. vergleichbar sind, waren. 
Die Referenzprojekte müssen also entweder Beratungsleistungen und/oder Erfahrungen mit dem Management von Iterreg Projekten und/oder Erfahrungen im Programmgebiet Österreich-Slowakei und/oder Erfahrungen mit Projekten im Gesundheitsbereich zum Gegenstand gehabt haben.
Zumindest 1 (ein) Referenzprojekt des Bieters und 1 (ein) Referenzprojekt der für die Projektleitung namhaft gemachten natürlichen Personen muss für einen öffentlichen Auftraggeber erbracht worden sein. 

Die Referenzprojekte müssen in den letzten 5 (fünf) Jahren erbracht worden sein, der Nettoauftragswert von mindestens 2 (zwei) Referenzprojekten muss mindestens EUR 50.000,00 (Euro fünfzigtausend) betragen haben.
Referenzprojekte sind in Punkt 13 und 14 detailliert zu beschreiben. 

Der jeweilige Auftraggeber ist zu bezeichnen, weiters ist eine Auskunftsperson namhaft zu machen, welche über die Leistungen des Bieters und/oder der namhaft gemachten natürlichen Personen Auskunft erteilen kann. Der Bieter hat sicher zu stellen, dass die namhaft gemachten Auskunftspersonen von allenfalls bestehenden Verschwiegenheitsverpflichtungen entbunden sind.

7.5.3. Referenzprojekt des Bieters

Der Bieter hat nachzuweisen, dass er über zumindest 2 (zwei) Referenzprojekte, die den Vorgaben im Punkt 7.5.2. entsprechen, als Auftragnehmer und/oder Mitglied einer Bietergemeinschaft durchgeführt hat. Die Referenzprojekte sind im Punkt 13. darzustellen. 

7.5.4. Referenzprojekte Projektleitung

Der Interessent hat die natürlichen Personen namhaft zu machen, die im Falle der Auftragserteilung die Projektleitung und die Stellvertretung der Projektleitung übernehmen.

Für die beiden namhaft gemachten natürlichen Personen sind jeweils 2 (zwei) Referenzprojekte, die den Vorgaben in Punkt 7.5.2. entsprechen, anzuführen. 

Die persönlichen Referenzprojekte der natürlichen Personen müssen von den jeweiligen natürlichen Personen eigen- und endverantwortlich, in führender Position, also als Projektleitung oder Stellvertretung der Projektleitung abgewickelt worden sein. 

Die Namhaftmachung der natürlichen Personen und die Darstellung der Referenzprojekte hat im Punkt 14. zu erfolgen. 

7.5.5. Zulassung der Referenzprojekte

Der Eignungsnachweis ist als erbracht anzusehen, wenn der Bieter die geforderten Referenzprojekte ebenso nachweist, wie die namhaft gemachten natürlichen Personen und die Referenzprojekte 

· sowohl im Hinblick auf Gegenstand und Nettoauftragssumme den Vorgaben in Punkt 7.5.2. entsprechen, und 

· die einwandfreie Erbringung der Referenzprojekte von der jeweiligen Auskunftsperson bestätigt wird. 

Einzelunternehmer, eingetragene Unternehmer, Freiberufler und sonstige Selbstständige, die als Bieter die Projektleitung selbst übernehmen, sind berechtigt, für den Bieter und die Projektleitung das idente Referenzprojekt anzuführen. 

Juristische Personen und sonstige von einer natürlichen Peron unterschiedliche Rechtsträger sind berechtigt, das idente Referenzprojekt für den Bieter und für die als Projektleitung oder Projektleitung Stellvertretung namhaft gemachte natürliche Person anzuführen, wenn die namhaft gemachte natürliche Person das Referenzprojekt für den Bieter als Projektleitung abgewickelt hat. 

Hingegen ist es unzulässig, für die Projektleitung und deren Stellvertretung das idente Referenzprojekt heranzuziehen, da das Referenzprojekt ja nur von einer natürlichen Person eigen- und endverantwortlich betreut worden sein kann. 

7.6. Weitere Referenzprojekte

Die zuvor genannten Referenzprojekte, jeweils 2 (zwei) Referenzprojekte für den Bieter, und die natürlichen Personen, die für die Projektleitung und die Stellvertretung der Projektleitung namhaft gemacht werden, sind Mindestkriterien, bei deren Nichterfüllung das Anbot nicht berücksichtigt wird. 

Es steht dem Bieter frei, für die beiden natürlichen Personen, die für die Projektleitung und Stellvertretung der Projektleitung namhaft gemacht werden, jeweils ein weiteres Referenzprojekt anzuführen. Diese Referenzprojekte werden bei der Beurteilung der Qualifikation des namhaften Schlüsselpersonals berücksichtigt. 

8. Konzept und Auswahlkriterien

8.1. Konzept

Der Bieter hat das Konzept zur konkreten Leistungserbringung in Punkt 15. dieser Anbotsunterlagen ausführlich und nachvollziehbar darzustellen.

Die methodischen Ansätze sind nachvollziehbar zu begründen, ein indikativer Terminplan ist in das Konzept aufzunehmen.

8.2. Nettotagsatz und Nettohöchsthonorar

Der Bieter hat in Punkt 12. den Nettotagsatz, die maximal zur Abrechnung gelangenden Nettotagsätze und das daraus resultierende Höchsthonorar abzugeben.

8.3. Auswahlkriterien

Die Bewertung und Reihung der Anbote erfolgt nach folgenden Kriterien:

8.3.1. Preis

Die Anbote werden ausgehend von der niedrigsten Höchsthonorarsumme gereiht.

8.3.2. Qualität
Beim Auswahlkriterium Qualität werden folgende Subkriterien Qualifikation Projektleitung, Qualifikation Projektleitung Stellvertretung und Bieterkonzept gleichrangig berücksichtigt.
8.3.2.1. Qualifikation Projektleitung
Bei diesem Subkriterium wird die Qualifikation der für die Projektleitung namhaft gemachten natürlichen Person auf Basis des Referenzprojektes gemäß Punkt 7.6. dieser Anbotsunterlagen bewertet. Entscheidend ist dabei, ob die bisherige berufliche Erfahrung und Qualifikation der für die Projektleitung namhaft gemachten natürlichen Person erwarten lässt, dass die Projektleitung das Bieterkonzept tatsächlich umsetzen kann.

Referenzprojekte mit komplexer Fragestellung werden höher bewertet, als minder komplexe Referenzprojekte.

Referenzprojekte, die für einen öffentlichen Auftraggeber erbracht wurden, werden ebenso höher bewertet, wie Referenzprojekte, die im Rahmen eines Interreg Programmes erbracht wurden oder sich mit Gesundheitsfragen beschäftigt haben.
Die höchste Bewertung erhalten also Referenzprojekte, bei welchen für einen öffentlichen Auftraggeber ein komplexer und grenzüberschreitender Sachverhalt im Gesundheitswesen innerhalb eines Interreg Programmes betreut wurde.

8.3.2.2. Qualifikation Projektleitung Stellvertretung

Bei diesem Subkriterium wird die Qualifikation der als Projektleitung Stellvertretung namhaft gemachten natürlichen Person auf Basis der Referenzprojekte bewertet. Entscheidend ist dabei, ob die bisherige berufliche Erfahrung und Qualifikation der für die Projektleitungsstellvertretung namhaft gemachten natürlichen Person erwarten lässt, dass die Projektleitungsstellvertretung das Bieterkonzept tatsächlich umsetzen kann.

Hinsichtlich der Bewertung der Referenzprojekte gelten die Festlegungen, die unter Punkt 8.3.2.1. getroffen wurden.

8.3.2.3. Bieterkonzept

Bei diesem Subkriterium wird das Konzept des Bieters zur Prozessmoderation, insbesondere im Hinblick auf die vorgeschlagenen Methoden bewertet. Konzepte, die auf allgemein anerkannten und erprobten Lösungsansätzen und/oder Prozessen beruhen, und denen nachvollziehbare und allgemein anerkannte Ansätze zugrunde liegen, werden höher bewertet, als Konzepte, deren Ansätze und Prozesse etc. nicht nachvollzogen werden können.

8.3.3. Gewichtung

Die Auswahlkriterien Preis und Qualität sind gleich gewichtet, die drei Subkriterien beim Auswahlkriterium Qualität sind ebenfalls gleichwertig und gleich gewichtet.

8.4. Bestbot

Der Zuschlag wird auf das bestbewertete Anbot erfolgen. Sollten zwei Anbote als gleichwertig eingestuft werden, wird der Zuschlag auf das Anbot erfolgen, welches beim Qualitätskriterium besser bewertet wurde.

9. Inhalt des Leistungsvertrages

Im Falle der Beauftragung des Anbotes des Bieters kommt der Leistungsvertrag zu nachstehenden Bedingungen zustande. Aus diesem Grund wird im Folgenden das Wort Auftragnehmer anstelle des Wortes Bieter verwendet.

9.1. Vertragsgegenstand

Gegenstand dieses Vertrages sind die Beratungs- und Unterstützungsleistungen wie unter Punkt 2 dieser Anbotsunterlagen – Auftragsgegenstand – beschrieben.

Der Auftragsgegenstand und/oder die sub Punkt 2 bezeichneten Leistungen, können sich je nach Entwicklung des Projektes ändern.
Sollte es durch eine solche Änderung zu Änderungen des Vertragsgegenstandes und/oder der Leistungen kommen, so sind der geänderte Vertragsgegenstand und/oder die geänderten Leistungen Gegenstand dieses Vertrages.

Vertragsgegenstand sind sämtliche Leistungen, die zur vollständigen Auftragserbringung notwendig, erforderlich oder doch nützlich sind, unabhängig davon, ob sie in diesen Anbotsunterlagen expressis verbis genannt sind oder nicht.

Der Auftragnehmer ist ein ausgewiesener Fachmann in Hinblick auf die vertragsgegenständlichen und nachgefragten Beratungs- und Unterstützungsleistungen, sowie in der  Entwicklung und Implementierung von Prozessen, womit eine nähere Beschreibung des Vertragsgegenstandes entfallen kann. 

9.2. Auftragserbringung

Die Leistungserbringung hat in Absprache und nach den Vorgaben des Auftraggebers zu erfolgen, widrigenfalls der Auftragnehmer keinen wie immer gearteten Entgeltanspruch hat.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die vertragsgegenständlichen Leistungen mit der Sorgfalt und der Fachkunde eines Fachmannes gemäß § 1299 ABGB zu erbringen und sich dabei der eigenen Arbeitnehmer zu bedienen, soferne in diesem Vertrag nichts anderes geregelt ist.

Sämtliche Leistungen des Auftragnehmers sind dergestalt zu erbringen, dass die Ziele des Auftraggebers bestmöglich erreicht und umgesetzt werden.

Ort der Leistungserbringung ist, je nach Zweckmäßigkeit und Erfordernis, der Sitz des Auftragnehmers, der Sitz des Auftraggebers, oder ein anderer Ort, wenn dies zweckmäßig ist. Grundsätzlich hat der Auftragnehmer keinen Anspruch auf Zurverfügungstellung von Räumlichkeiten, Infrastruktur, etc. durch den Auftraggeber.

Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, den Auftraggeber im Außenverhältnis zu vertreten und/oder Handlungen zu setzen, die als Anscheinsvollmacht gedeutet werden könnten.

Jeder Wechsel der im Anbot namhaft gemachten Subunternehmer und/oder Sonderfachleute bedarf der vorherigen und schriftlichen Genehmigung des Auftraggebers, die aber nur aus wichtigem Grund verweigert werden kann.

9.3. Pflichten des Auftragnehmers

Der Auftragnehmer ist zu jenem Personaleinsatz verpflichtet, der für die bestmögliche Erfüllung dieses Vertrages erforderlich ist.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, für die laufende Fort- und Weiterbildung sämtlicher zur Auftragserbringung eingesetzter MitarbeiterInnen, insbesondere des Schlüsselpersonals, Sorge zu tragen.

Die Berichte des Auftragnehmers sind entsprechend der Abrechnungsperioden, die im Interreg Projekt vorgesehen sind, an den Auftraggeber zu übermitteln.

Folgende Abrechnungsperioden sind geplant:

· 1, (erste) Periode: 

01. (erster) Juni 2018 (zweitausendachtzehn) bis 28. (achtundzwanzigster) Februar 2019 (zweitausendneunzehn)

· 2. (zweite) Periode:

01. (erster) März 2019 (zweitausendneunzehn) bis 31. (einunddreißigster) Dezember 2019 (zweitausendneunzehn)

· 3. (dritte) Periode:

01. (erster) Jänner 2020 (zweitausendzwanzig) bis 31. (einunddreißigster Oktober 2020 (zweitausendzwanzig)

Der Bericht ist in digitaler Form, MS-Office, zu erstellen und zu übermitteln, sämtliche zur Überprüfung notwendigen Unterlagen sind anzuschließen.

Die Berichte haben insbesondere folgende Punkte zu enthalten:

· sämtliche in der Abrechnungsperiode erbrachte Leistungen;

· Auflistung und Darstellung sämtlicher Leistungen, die in der Abrechnungsperiode angeboten und erbracht wurden;

· sämtliche für den vorliegenden Dienstleistungsauftrag relevanten Umstände und Wahrnehmungen, die dem Auftragnehmer in der Abrechnungsperiode zur Kenntnis gelangt sind.

Dem Auftragnehmer ist es untersagt, den gegenständlichen Dienstleistungsauftrag dazu zu nutzen, sich Kunden für die gewerbliche Tätigkeit, die außerhalb dieses Vertrages ausgeübt wird, zuzuführen, oder auch nur den Versuch zu unternehmen, sich Kunden zuzuführen.

9.4. Schlüsselpersonal

Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dass die in Punkt 14. namhaft gemachten natürlichen Personen für die Erbringung der Einzelaufträge zur Verfügung stehen und für die Auftragsabwicklung verantwortlich sind.

Ein Wechsel in der Person der Projektleitung und/oder der Stellvertretung der Projektleitung bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. Der Auftraggeber hat die schriftliche Zustimmung zum Wechsel der natürlich Person zu erteilen, wenn die vom Auftragnehmer vorgeschlagene Ersatzperson zumindest 

· jene Anforderungen erfüllt, die in den Anbotsunterlagen als Mindestkriterien festgesetzt waren, 

· mindestens dieselbe fachliche Qualifikation besitzt, wie die ursprünglich namhaft gemachte Person, und 

· keine sonstigen gewichtigen Gründe vorliegen, die gegen den Wechsel und/oder die Ersatzperson sprechen.

Sollte der Auftragnehmer die Projektleitung und/oder die Stellvertretung der Projektleitung, ohne vorherige und schriftliche Zustimmung des Auftraggebers, durch eine andere Person ersetzen, so verpflichtet sich der Auftragnehmer wöchentlich eine Vertragsstrafe in Höhe von EUR 1.000,00 (Euro eintausend) zu bezahlen. Die Vertragsstrafe beginnt mit der Kalenderwoche zu laufen, in welcher die natürliche Person ersetzt wurde und endet mit Ablauf der Woche, in welcher entweder wieder die ursprüngliche namhaft gemachte natürliche Person eingesetzt, oder aber der Wechsel der natürlichen Person vom Auftraggeber genehmigt, wird.

Eine urlaubs- oder krankheitsbedingte Vertretung des Schlüsselpersonals – im Einzelfall bis zu einem Ausmaß von 3 (drei) Wochen und im Kalenderjahr insgesamt bis zu einem Ausmaß von 8 (acht) Wochen - ist nicht als Wechsel des Schlüsselpersonals im Sinne der vorstehenden Bestimmungen anzusehen. Eine derartige Vertretung muss dem Auftraggeber nicht angezeigt werden, ist jedoch in den Quartalsbericht aufzunehmen.

Überdies ist der Auftraggeber berechtigt, vom Auftragnehmer eingesetztes Personal aus wichtigen Gründen abzulehnen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn durch den Einsatz der betreffenden MitarbeiterInnen die vereinbarungsgemäße Erfüllung dieses Vertrages gefährdet ist. 

9.5. Solidarhaftung und Gewährleistung

Für den Fall, dass der Auftragnehmer eine Arbeitsgemeinschaft ist, haften die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft, neben der Arbeitsgemeinschaft, persönlich, solidarisch und uneingeschränkt für die ordnungsgemäße Erbringung der vertragsgegenständlichen Dienstleistungen.

Dasselbe gilt, wenn Subunternehmer zur (teilweisen) Substitution der Befähigung und/oder technischen Leistungsfähigkeit des Auftragnehmers herangezogen wurden.

Der Auftragnehmer, gegebenenfalls auch die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft und/oder in Punkt 11.3. namhaft gemachte Subunternehmer garantieren, dass die Beratungs- und/oder Unterstützungsleistungen zur Umsetzung des gegenständlichen Projektes, aber auch Beurteilungen, fachliche Empfehlungen, Quartalsberichte, sonstige Arbeitsberichte und Dokumentationen, Veröffentlichungen, etc. vollständig und nach bestem Wissen eines Fachexperten aufbereitet und geeignet sind, um den Auftraggeber bestmöglich zu Unterstützen.
Der Auftragnehmer haftet weiters dafür, dass Konzeption, Umsetzung, Ausarbeitungen, fachliche Empfehlungen, Quartalsberichte, sonstige Arbeitsberichte und Dokumentationen, Veröffentlichungen, etc. keine geistigen Schutzrechte Dritter verletzen.

Sollte dem Auftraggeber aus Verschulden des Auftragnehmers ein Schaden erwachsen, der auf fehlerhafte Leistungen durch den Auftragnehmer zurückzuführen ist, so verpflichten sich der Auftragnehmer und, im Falle einer Arbeitsgemeinschaft, die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft, solidarisch haftend, wie zuvor dargestellt, den Auftraggeber völlig schad- und klaglos zu halten.

Der Auftraggeber ist berechtigt, Ersatzansprüche mit Honoraransprüchen des Auftragnehmers zu verrechnen.

9.6. Pflichten des Auftraggebers

Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer sämtliche Informationen und Unterlagen zugänglich zu machen, die der Auftragnehmer für die Erbringung der vertragsgegenständlichen Leistungen benötigt.

Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer zu informieren, wenn es zu inhaltlichen Änderungen und/oder neuen Zielsetzungen kommt.

Der Auftraggeber gestattet dem Auftragnehmer auf Dauer dieses Vertrages ausdrücklich die unentgeltliche Nutzung allfälliger im Zusammenhang mit dem Projekt stehenden Marken, Logos, etc., mögen diese geschützt sein oder nicht.
Der Auftragnehmer ist jederzeit berechtigt, die vorstehende Rechtseinräumung zu widerrufen, wenn diese Rechte vom Auftragnehmer und/oder den Mitgliedern der Bietergemeinschaft und/oder Subunternehmer rechtsmissbräuchlich und/oder zum Schaden des Projektes, des Projektpartners und/oder des Auftraggebers verwendet werden.

9.7. Geistiges Eigentum und gewerbliche Schutzrechte

Die Verwendung von allfälligen vom Auftraggeber zur Verfügung gestellten Kontaktdaten, wie beispielsweise Namen, Anschriften, E-Mailadressen, Telefonnummern, etc. ist ausschließlich zur Erbringung der vertraglich geschuldeten Leistungen zulässig.

Der Auftraggeber erwirbt Eigentum, soferne ein Eigentumserwerb aus urheberrechtlichen Gründen nicht möglich ist, das räumlich und zeitlich uneingeschränkte Werknutzungsrecht für sämtliche technisch möglichen oder in Hinkunft möglich werdenden Nutzungs- und/oder Verwertungsarten, an sämtlichen Unterlagen und sonstigen Werken, insbesondere Konzepten, fachlichen Beurteilungen, Berichten, Veröffentlichungen, etc., die in Erfüllung dieses Vertrages vom Auftragnehmer, im Falle einer Arbeitsgemeinschaft den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft, deren MitarbeiterInnen und/oder SubunternehmerInnen erstellt werden. Der Auftragnehmer und/oder die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft haben, auch gegenüber ihren MitarbeiterInnen und SubunternehmerInnen dafür Sorge zu tragen, dass ein entsprechender Rechtserwerb durch den Auftraggeber möglich ist.

Im Zuge der Erbringung der vertragsgegenständlichen Leistungen, erstellte Konzepte, Ausarbeitungen, Unterlagen, Berichte, Arbeitsergebnisse, etc. dürfen vom Auftragnehmer und/oder den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft, ausschließlich zur Erbringung der vertragsgegenständlichen Leistungen verwendet werden. Eine darüber hinausgehende Nutzung für Tätigkeiten, die nicht dem gegenständlichen Vertrag unterliegen, ist dem Auftragnehmer und/oder den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft, sowohl während des aufrechten Vertragsverhältnisses, als auch danach, untersagt.

Unbeschadet der vorstehenden Festlegungen steht es dem Auftragnehmer und/oder den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft jedenfalls frei, das im Zuge der Erfüllung der vertragsgegenständlichen Leistungen erarbeitete Wissen auch zur Erfüllung von Verträgen mit Dritten zu verwenden.

9.8. Geheimhaltungsverpflichtung und Datenschutz

Werden dem Auftragnehmer im Zuge der Erbringung der vertragsgegenständlichen Leistungen durch den Auftraggeber oder Dritte Informationen zugänglich gemacht, die der Öffentlichkeit nicht oder noch nicht zugänglich sind, so sind diese Informationen geheim zu halten.

Die Geheimhaltungsverpflichtung erstreckt sich auch auf die MitarbeiterInnen und/oder SubunternehmerInnen des Auftragnehmers und/oder im Falle einer Arbeitsgemeinschaft auf die Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft. Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass MitarbeiterInnen und/oder SubunternehmerInnen strengstes Stillschweigen über die unter die Geheimhaltungsverpflichtung fallenden Informationen bewahren. Weiters ist sicherzustellen, dass MitarbeiterInnen und/oder SubunternehmerInnen auch im Falle einer Beendigung des Dienstverhältnisses und/oder Werkvertrages die Geheimhaltungsverpflichtung weiterhin beachten.

Werden zur Vertragserfüllung dritte Personen, insbesondere Berater, beigezogen, die keiner gesetzlichen und/oder standesrechtlichen Geheimhaltungsverpflichtung unterliegen, ist mit solchen Personen eine Geheimhaltungsverpflichtung gemäß den Festlegungen in diesem Vertrag zu vereinbaren.

Sollten im Zuge der Auftragserbringung Daten, die durch das Datenschutzgesetz (DSG) und /oder die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)geschützt sind, gespeichert, verarbeitet, ausgewertet und/oder verknüpft, etc. werden, so hat der Auftragnehmer sicherzustellen, dass die erforderlichen Zustimmungserklärungen vorliegen und die Regelungen des DSG und der DSGVO vollinhaltlich eingehalten werden.

Der Auftragnehmer hat weiters sicherzustellen, dass die Berechtigten auch einer Speicherung, Verarbeitung und/oder Auswertung der geschützten Daten durch den Auftraggeber und/oder einem allenfalls von diesem beauftragten Dritten zustimmen.

Werden Informationen, die der Geheimhaltungsverpflichtung oder dem DSG und/oder der DSGVO unterliegen durch Verletzung der vorstehenden Bestimmung bekannt, so verpflichtet sich der Auftragnehmer zur Zahlung einer sofort fälligen Vertragsstrafe in Höhe von EUR 5.000,00 (Euro fünftausend) pro Verletzung. Darüber hinaus ist der Auftragnehmer verpflichtet dem Auftraggeber jeden Schaden zu ersetzen, der aus einer Verletzung der Geheimhaltungsverpflichtung und/oder des DSG und/oder der DSGVO entsteht.

Der Auftraggeber ist berechtigt, Vertragsstrafen und Schadenersatzansprüche aus einer Verletzung der Geheimhaltungsverpflichtung und/oder des DSG und/oder der DSGVO mit Entgeltforderungen des Auftragnehmers zu verrechnen.

9.9. Entgelt

Die Abrechnung der Leistungen des Auftragnehmers erfolgt auf Basis des in Punkt 12.1. angebotenen Nettotagsatzes.

In den Nettotagsatz sind sämtliche zur Erbringung der Leistungen erforderliche Aufwendungen und Kosten einkalkuliert, zusätzliche Kosten und Barauslagen, aus welchem Grund auch immer, können nicht in Rechnung gestellt werden, der Auftraggeber hat keinen wie immer gearteten Anspruch auf Entlohnung, die über den Nettotagsatz hinausgeht.

Die Rechnungslegung hat zum Ende eines jeden Kalendermonats, unter Anschluss eines Leistungsverzeichnisses, dem sich die geleisteten Tätigkeiten unter Angabe der jeweiligen Leistung detailliert entnehmen lassen, zu erfolgen. 
Die gesetzliche Umsatzsteuer, die zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 20 % (zwanzig Prozent) beträgt, ist zuzüglich zum Nettoentgelt in Rechnung zu stellen und auf der Rechnung gesondert auszuweisen.

Der Rechnung sind sämtliche Belege und Nachweise anzuschließen, die der Auftraggeber zur Rechnungsprüfung benötigt. Die Prüffrist beträgt 15 (fünfzehn) Banktage, sollte die Rechnung aus welchem Grund auch immer, nicht prüfbar sein, ist der Auftraggeber berechtigt, vom Auftragnehmer, unter Fristsetzung, zusätzliche Informationen und Belege anzufordern, die zur Rechnungsprüfung benötigt werden. Eine derartige Aufforderung unterbricht die Prüffrist, mit Einlangen der angeforderten Informationen und/oder Unterlagen beginnt die Prüffrist von neuem zu laufen.

Für den Fall, dass der Auftraggeber eine Rechnungskorrektur vornimmt, ist dem Auftragnehmer die korrigierte Rechnung zu übermitteln. Erhebt der Auftragnehmer nicht binnen 10 (zehn) Banktagen ab Zustellung der korrigierten Rechnung begründete Einwendungen gegen die Rechnungskorrektur, gilt die Rechnungskorrektur als anerkannt.

Die Zahlungsfrist beträgt 15 (fünfzehn) Banktage ab Abschluss der Rechnungskorrektur, dies gilt auch, wenn die Rechnung ein Guthaben zugunsten des Auftraggebers ausweist.

Der Nettotagsatz unterliegt keiner wie immer gearteten Preisgleitung und/oder Preisanpassung. Das Netto-höchsthonorar ist mit der Nettohöchsthonorarsumme gemäß Punkt 12.3. der Anbotsunterlagen gedeckelt, mehr als dieses Nettohöchsthonorar kann keinesfalls abgerechnet werden.

Der Auftraggeber ist berechtigt, allfällige Forderungen, die ihm gegen den Auftragnehmer zustehen, insbesondere Vertragsstrafen und Schadenersatzansprüche, gegen die Entgeltansprüche des Auftragnehmers aufzurechnen.

9.10. Wechselseitige Mitteilungen

Soweit in diesem Vertrag schriftliche Mitteilungen zwischen den Vertragsparteien vorgesehen sind, gilt die Schriftform als erfüllt, wenn die Mitteilung mit eingeschriebenem Brief, per Telefax oder per E-Mail mit Zustellnachweis an die jeweils andere Vertragspartei zugestellt wird.

Ansprechperson und Zustelladresse des Auftraggebers ist:

Niederösterreichischer Gesundheits- und Sozialfonds- NÖGUS
zH Frau Mag. Elke Ledl
Stattersdorfer Hauptstraße 6/C, 3100 St. Pölten
E-Mail: 
office@healthacross.at
Ansprechperson und Zustelladresse des Auftragnehmers sind in Punkt 10. der Anbotsunterlagen bezeichnet.
Ändert sich die Zustelladresse einer Vertragspartei oder der verantwortlichen Ansprechperson, so ist diese Änderung der anderen Vertragspartei unverzüglich anzuzeigen. Unterbleibt die Anzeige, so gelten schriftliche Mitteilungen als zugestellt, wenn sie an die in diesem Vertrag angegebene Anschrift und/oder Ansprechperson abgesendet wurden.

9.11. Beginn und Beendigung des Vertrages

9.11.1. Dieser Vertrag tritt mit der Mitteilung des Auftraggebers an den Auftragnehmer, dass dessen Anbot beauftragt wird, in Kraft und endet, ohne dass es einer gesonderten Kündigung bedarf, mit Ablauf des 31. (einunddreißigsten) Oktober 2020 (zweitausendzwanzig) zu erfolgen hat.

9.11.2. Die Vertragsparteien verzichten während der Laufzeit des Vertrages auf das Recht zur ordentlichen Kündigung des Vertrages.

9.11.3. Der Auftraggeber ist berechtigt, unbeschadet des Kündigungsverzichtes gemäß § 9.11.2. den vorliegenden Vertrag durch einseitige Erklärung unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 2 (zwei) Wochen aufzulösen, wenn

· die Betreuung des Projektes Bridges for Birth – B4B einer anderen Organisationseinheit zur Betreuung übertragen wird;

· die Leistungserbringung durch den Auftragnehmer so mangelhaft erfolgt, dass die Ziele nicht erreicht werden können, oder es zu gehäuften Beschwerden über die Leistungen des Auftragnehmers kommt;

· der Auftragnehmer Logos, Marken oder sonstige geistigen Eigentumsrechte des Auftraggebers, deren Verwendung dem Auftragnehmer im Rahmen des gegenständlichen Vertrages gestattet wurde, missbräuchlich verwendet und die missbräuchliche Verwendung trotz schriftlicher Abmahnung mit Festsetzung nicht innerhalb der gesetzten Frist eingestellt wird,

· der Auftragnehmer seine Verpflichtungen aus diesem Vertrag verletzt und die Verletzungen trotz schriftlicher Abmahnung mit Fristsetzung nicht innerhalb der gesetzten Frist eingestellt wird, oder

· über das Vermögen eines Mitgliedes der Arbeitsgemeinschaft ein Insolvenzverfahren eröffnet wird und die ordnungsgemäße Erbringung der Leistung nicht mehr erwartet werden kann.

9.11.4. Der Auftragnehmer ist, unbeschadet des Kündigungsverzichtes gemäß § 9.11.2. berechtigt, den vorliegenden Vertrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 1 (einem) Kalendermonat zu kündigen, wenn 

· der Auftraggeber, trotz qualifizierter Mahnung und Nachfristsetzung, mit der Bezahlung von mehr als 2 (zwei) gelegten Rechnungen im Rückstand ist;

· der Auftragnehmer vom Auftraggeber oder von diesem zuzurechnenden Personen bei der Leistungserbringung unzumutbar behindert wird und der Auftraggeber die Behinderung trotz schriftlicher Aufforderung mit Fristsetzung nicht innerhalb der gesetzten Frist beseitigt, oder

· der Auftraggeber und/oder von diesem beauftragte Dritte Unterlagen und Informationen, die der Auftragnehmer zur Erbringung der vertragsgegenständlichen Leistungen benötigt, trotz schriftlicher Aufforderung mit Fristsetzung nicht innerhalb der gesetzten Frist übermittelt.

Beseitigt der Auftraggeber den geltend gemachten Auflösungsgrund innerhalb der Kündigungsfrist von 3 (drei) Monaten, so gilt die Kündigung als zurückgezogen und das Vertragsverhältnis besteht weiter.

9.11.5. Im Falle der Beendigung des Vertrages, aus welchem Grund auch immer, 

· hat der Auftraggeber nur insoweit Anspruch auf Entgelt, als die durch den Auftragnehmer erbrachten Leistungen abgeschlossen und für den Auftraggeber von Nutzen sind;

· ist der Auftragnehmer verpflichtet, sämtliche Daten, Unterlagen, Materialien, etc., die die vertragsgegenständlichen Leistungen betreffen, an den Auftraggeber herauszugeben, elektronisch gespeicherte Daten sind nachweislich zu löschen, ein Zurückbehaltungsrecht, aus welchem Grund auch immer, wird ausdrücklich ausgeschlossen.

9.11.6. Die Geheimhaltungsver-pflichtung gemäß Punkt 9.8. dieses Vertrages wird durch die Beendigung des Vertrages nicht berührt.

9.11.7. Und der Auftragnehmer ist, auch nach Beendigung des Vertrages, aus welchem Rechtsgrund auch immer, verpflichtet, dem Auftraggeber auftragsbezogene Auskünfte zu erteilen, wenn dies zur ordnungsgemäßen Nachbereitung des Projektes notwenig ist; hierfür gebührt kein gesondertes Entgelt.

9.12. Rechtswahl und Gerichtsstandsvereinbarung

Dieser Vertrag unterliegt ausschließlich österreichischem Recht mit Ausnahme sämtlicher  Kollisionsnormen.

Folgende Rechtsquellen gelten in folgender Reihenfolge:

9.12.1. Anbotsunterlagen und dieser Vertrag, insbesondere auch die Anlagen 2.6.1. und 2.6.2.
9.12.2. schriftliche Weisungen des Auftraggebers, sowie

9.12.3. Bestimmungen des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches.

Die Anwendbarkeit von Allgemeinen Geschäftsbedingungen, Zahlungsbedingungen, Lieferbedingungen etc. des Auftragnehmers oder einer Interessensvereinigung, der der Auftragnehmer angehört, wird ausdrücklich ausgeschlossen.

Für sämtliche Streitigkeiten aus diesem Vertrag, seinem rechtswirksamen Zustandekommen, seiner Beendigung etc. vereinbaren die Vertragsteile die ausschließliche Zuständigkeit des sachlich zuständigen Gerichtes in St. Pölten.

9.13. Sonstiges

Der Auftraggeber hat das Recht den vorliegenden Vertrag, sei es zur Gänze oder teilweise, durch einseitige Erklärung an Dritte zu überbinden, ohne dass es einer Zustimmung des Auftragnehmers bedarf, der Auftragnehmer ist von einer Überbindung zu verständigen, die Überbindung wird mit Absendung der Verständigung an den Auftragnehmer diesem gegenüber wirksam.

Der vorliegende Vertrag gibt den Willen der Vertragsparteien vollinhaltlich wieder, Nebenabreden, in welcher Form auch immer, existieren nicht.

Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform, dies gilt insbesondere auch für das Abgehen vom Schriftformerfordernis.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages nichtig und/oder undurchführbar sein, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der verbleibenden Bestimmungen und/oder den aufrechten Bestand dieses Vertrages. An die Stelle der nichtigen und/oder undurchführbaren Bestimmung tritt eine wirksame und/oder durchführbare Bestimmung, die die Vertragsparteien ihrem wirtschaftlichen Gehalt nach vereinbart hätten, wäre die Nichtigkeit und/oder Undurchführbarkeit erkannt worden. 
Dasselbe gilt für Regelungslücken, enthält dieser Vertrag eine Regelungslücke, so gilt jene Bestimmung als vereinbart, die die Vertragsparteien ihrem wirtschaftlichen Gehalt nach vereinbart hätten, wäre die Regelungslücke erkannt worden.

10. Bieter/Bietergemeinschaften

10.1. Bieter

Firma/Name:      
Ansprechpartner:     
Anschrift:     
Berufsausübungsberechtigung:     
Telefon:     
Telefax:     
Email:     
Firma/Name:     
Ansprechpartner:     
Anschrift:     
Berufsausübungsberechtigung:     
Telefon:     
Telefax:     
Email:     
Firma/Name:     
Ansprechpartner:     
Anschrift:     
Berufsausübungsberechtigung:     
Telefon:     
Telefax:     
Email:     
Firma/Name:     
Ansprechpartner:     
Anschrift:     
Berufsausübungsberechtigung:     
Telefon:     
Telefax:     
Email:     
10.2. Bietergemeinschaften

Die unter Punkt 10.1. genannten Bieter erklären durch die Unterfertigung dieser Anbotsunterlagen ausdrücklich und rechtsverbindlich, dass sie die mit der vorliegenden Ausschreibung zu vergebenden Leistung als Arbeitsgemeinschaft erbringen und insbesondere solidarisch haften werden.

Die Bietergemeinschaft macht das Mitglied      
als Handlungs- und Zustellbevollmächtigten für die Bietergemeinschaft im Zuge des gegenständlichen Vergabeverfahrens namhaft.

11. Subunternehmer

11.1. Subunternehmer

Der Bieter macht folgende Subunternehmer unter Angabe des jeweiligen Leistungsteiles namhaft:

Firma/Name:      
Ansprechpartner:      
Anschrift:      
Berufsausübungsberechtigung:      
Telefon:      
Telefax:      
Email:      
Leistungsteil      
Firma/Name:      
Ansprechpartner:      
Anschrift:      
Berufsausübungsberechtigung:      
Telefon:      
Telefax:      
Email:      
Leistungsteil      
Firma/Name:      
Ansprechpartner:      
Anschrift:      
Berufsausübungsberechtigung:      
Telefon:      
Telefax:      
Email:      
Leistungsteil      
Firma/Name:      
Ansprechpartner:      
Anschrift:      
Berufsausübungsberechtigung:      
Telefon:      
Telefax:      
Email:      
Leistungsteil      
11.2. Solidarhaftungserklärung

Sofern der Bieter Subunternehmer namhaft macht, um seine eigene Befugnis oder Leistungsfähigkeit (teilweise) nachzuweisen, erklären der Bieter und die betroffenen Subunternehmer durch die Unterfertigung dieser Anbotsunterlagen ausdrücklich und rechtsverbindlich, dass sie für die Erbringung der mit der vorliegenden Ausschreibung zu vergebenden Leistungen solidarisch haften werden.

11.3. Substitution

Der Bieter beabsichtigt seine eigene Befugnis und/oder Leistungsfähigkeit (teilweise) durch die Befugnis und/oder Leistungsfähigkeit folgender Subunternehmer zu substituieren:

	Befugnis/Leistungsfähigkeit
	Subunternehmer
	Leistungsteil

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	     
	
	

	
	
	


11.4. Ausscheidung des Anbotes

Der Bieter nimmt zur Kenntnis, dass im Falle der (teilweisen) Substitution der eigenen Befugnis und/oder Leistungsfähigkeit durch die Befugnis und/oder Leistungsfähigkeit eines oder mehrerer Subunternehmer diese Subunternehmer, bei sonstiger Ausscheidung des Anbotes, das Anbot in Punkt 16. rechtsverbindlich zu unterfertigen und somit die Solidarhaftungserklärung gemäß Punkt 11.2. abzugeben haben.

12. Honorar

Der Bieter hat in Punkt 12.1. den Nettotagsatz einzusetzen, in Punkt 12.2. die Anzahl der maximal zur Abrechnung gelangenden Nettotagsätze, in Punkt 12.3. das Nettohöchsthonorar, welches sich durch Multiplikation des Nettotagsatzes mit der Anzahl der maximal zur Abrechnung gelangenden Nettotagsätze errechnet.

12.1. Nettotagsatz
EUR       (in Worten      )
12.2. Anzahl der maximal zur Abrechnung gelangenden Nettotagsätze
∑       (in Worten      )

12.3. Nettohöchsthonorar
EUR       (in Worten      )

13. Referenzprojekte des Bieters

Referenzprojekt 1

Bezeichnung des Referenzprojektes: 
Funktion des Bieters (Alleinunternehmer, ARGE Mitglied etc.): 
Auftraggeber samt Anschrift: 
Auskunftsperson beim Auftraggeber: 
Leistungszeitraum: 
Nettoauftragswert: 
Gegenstand des Referenzprojektes: 
Beschreibung des Referenzprojektes: 
13.1. Referenzprojekt 2

Bezeichnung des Referenzprojektes: 
Funktion des Bieters (Alleinunternehmer, ARGE Mitglied etc.): 
Auftraggeber samt Anschrift: 
Auskunftsperson beim Auftraggeber: 
Leistungszeitraum: 
Nettoauftragswert: 
Gegenstand des Referenzprojektes: 
Beschreibung des Referenzprojektes: 
14. Referenzprojekte der Projektleitung und Projektleitungstellvertretung

14.1. Projektleitung


Name ProjektleiterIn: 
Position im Unternehmen des Bieters: 
14.1.1. Referenzprojekt 1 

Bezeichnung des Referenzprojektes: 
Funktion/ProjektleiterIn: 
Auftraggeber samt Anschrift: 
Auskunftsperson beim Auftraggeber: 
Leistungszeitraum: 
Nettoauftragswert: 
Gegenstand des Referenzprojektes: 
Beschreibung des Referenzprojektes: 
14.1.2. Referenzprojekt 2 

Bezeichnung des Referenzprojektes: 
Funktion/ProjektleiterIn: 
Auftraggeber samt Anschrift: 
Auskunftsperson beim Auftraggeber: 
Leistungszeitraum: 
Nettoauftragswert: 
Gegenstand des Referenzprojektes: 
Beschreibung des Referenzprojektes: 
14.1.3. Referenzprojekt 3

Bezeichnung des Referenzprojektes: 
Funktion/ProjektleiterIn: 
Auftraggeber samt Anschrift: 
Auskunftsperson beim Auftraggeber: 
Leistungszeitraum: 
Nettoauftragswert: 
Gegenstand des Referenzprojektes: 
Beschreibung des Referenzprojektes: 
14.2. Stellvertretung Projektleitung 


Name StellvertreterIn Projektleitung: 
Position im Unternehmen des Bieters: 
14.2.1. Referenzprojekt 1 

Bezeichnung des Referenzprojektes: 
Funktion/Projektleitung StellvertreterIn: 
Auftraggeber samt Anschrift: 
Auskunftsperson beim Auftraggeber: 
Leistungszeitraum: 
Nettoauftragswert: 
Gegenstand des Referenzprojektes: 
Beschreibung des Referenzprojektes: 
14.2.2. Referenzprojekt 2 

Bezeichnung des Referenzprojektes: 
Funktion/Projektleitung StellvertreterIn: 
Auftraggeber samt Anschrift: 
Auskunftsperson beim Auftraggeber: 
Leistungszeitraum: 
Nettoauftragswert: 
Gegenstand des Referenzprojektes: 
Beschreibung des Referenzprojektes: 
14.2.3. Referenzprojekt 3

Bezeichnung des Referenzprojektes: 
Funktion/Projektleitung StellvertreterIn: 
Auftraggeber samt Anschrift: 
Auskunftsperson beim Auftraggeber: 
Leistungszeitraum: 
Nettoauftragswert: 
Gegenstand des Referenzprojektes: 
Beschreibung des Referenzprojektes: 
15. Konzept 

Der Bieter hat darzustellen, in welcher Reihenfolge und zeitlichen Abfolge die einzelnen Teilleistungen erbracht werden. Die jeweils zur Anwendung gelangende Methodik ist kurz darzustellen, die Leistungserbringung ist über den Leistungszeitraum von Zuschlagserteilung bis 31. (einunddreißigsten) Oktober 2020 (zweitausendzwanzig), darzustellen, allfällige Nachbereitungsarbeiten nach diesem Zeitpunkt sind ebenfalls zu berücksichtigen.
	Teilleistung
	Methodik/Konzept
	Sonstiges

	AP1: Management
	
	

	· Projektmanagement
	
	

	· Produktdokumentation und Administration
	
	

	· Allgemeine Projektunterstützung und Monitoring
	
	

	AP2: Kommunikation
	
	

	AP3:Potentiale für grenzüberschreitende Patientenversorgung
	
	

	AP4: Rettungskooperation
	
	

	AP5:Krankenhauskooperation im Bereich Neonatologie
	
	


Es steht dem Bieter frei, weitere Angaben auf einem Beiblatt, einer Präsentation etc., zu machen, welches dem Anbot anzuschließen und als Beilage zu bezeichnen ist.
	Weitere Angaben in Anlage:
	 


16. Rechtsverbindliche Fertigung

Der Bieter hat die Anbotsunterlagen rechtsverbindlich zu fertigen. Sollte die Unterfertigung nicht durch Personen erfolgen, die nach dem Firmenbuch zur Vertretung des Bieters berufen sind, so sind allfällig erteilte Vollmachten, bei sonstiger Ausscheidung des Anbotes, dem Anbot anzuschließen.

Im Falle einer Bietergemeinschaft ist das Anbot, bei sonstiger Ausscheidung, von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft gemäß den Festlegungen im ersten Absatz zu fertigen.

Im Falle, dass der Bieter die namhaft gemachten Subunternehmer zum Nachweis der eigenen Befugnis bzw. Leistungsfähigkeit heranzieht, ist das Anbot – bei sonstiger Ausscheidung – auch von den betreffenden Subunternehmern, unter Beachtung der Festlegungen im ersten Absatz, zu fertigen.

     , am      
……………………………………………….

Der Bieter / Die Bietergemeinschaft

(im Falle einer Bietergemeinschaft ist das Anbot – bei sonstiger Ausscheidung – von allen Mitgliedern der Bietergemeinschaft zu 

unterfertigen)

……………………………………………….

Der/Die Subunternehmer

(im Falle, dass der Bieter die namhaft gemachten Subunternehmer zum Nachweis der eigenen Befugnis bzw. Leistungsfähigkeit heranzieht, ist das Anbot – bei sonstiger Ausscheidung – auch von den betreffenden Subunternehmern zu unterfertigen)
Anlagen:

Anlage 2.6.1.: INTERREG V-A Antrag Bridges for Birth – B4B;

Anlage 2.6.1.: Protokolle der Projektausarbeitung.
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